
Schematische Darstellung der Anzeigepflicht 
nach § 37 Psychologengesetz 2013

Erläuterungen

Mit 30.10.2019 trat im Rahmen des Gewaltschutzpakets eine Änderung der Verschwiegenheitspflicht für 
Klinische PsychologInnen und/oder GesundheitspsychologInnen in Kraft. Nach der Neuregelung sind diese 
Berufsangehörigen in gewissen Konstellationen zu einer Anzeige bei der Kriminalpolizei oder 
Staatsanwaltschaft verpflichtet.

Der Berufsverband Österreichischer PsychologInnen (BÖP) stellt Ihnen Grafiken zur Verfügung, die Sie bei der 
Entscheidung, ob Sie im konkreten Fall zur Anzeige verpflichtet sind, unterstützen sollen.

Je nachdem, ob es sich bei der gefährdeten Person (dies muss nicht unbedingt Ihr/e PatientIn sein) um eine 
minderjährige oder volljährige Person handelt, sind unterschiedliche Aspekte zu beachten. Aus diesem Grund 
stellen wir Ihnen zwei verschiedene Grafiken zur Verfügung.

Hier ein ganz grober Überblick:

Bei begründetem Verdacht auf Vergewaltigung, schwere Körperverletzung und Tod kann bei allen Personen 
(minderjährig und volljährig) eine Anzeigepflicht bestehen.

Volljährige Personen, die nicht handlungs- oder entscheidungsfähig bzw. aus verschiedenen Gründen 
wehrlos sind sowie Minderjährige sind besonders geschützt. Bei Ihnen kann auch bei begründetem Verdacht 
auf Misshandlung, Quälen, Vernachlässigung oder sexuellen Missbrauch eine Anzeigepflicht bestehen.

All diese Regelungen sind in den Grafiken abgebildet. Sollten sich bei der Verwendung der Grafiken Fragen 
ergeben, ist die rechtliche Beratung des BÖP gerne für Sie erreichbar.
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Minderjährige Personen sind gefährdet

Ja Ja

Ja

Nein

Nein Ja

Nein

Ja

Nein

Nein

Ja

Für Klinische PsychologInnen und/oder
GesundheitspsychologInnen ergibt sich

Richtet sich der Verdacht gegen Angehörige*? Wurde eine Meldung an den Dienstgeber erstattet und 
ist durch diesen eine Anzeige erfolgt?

Kinder oder Jugendliche

werden oder wurden.

Für Klinische PsychologInnen und/oder
GesundheitspsychologInnen ergibt sich

bei Kindern oder Jugendlichen eine dieser 
Folgen herbeigeführt wurde:

- in Ausübung ihres Berufes
- der begründete Verdacht, dass
- durch eine gerichtlich strafbare Handlung

- Tod
- schwere Körperverletzung
- Vergewaltigung

- in Ausübung ihres Berufes
- der begründete Verdacht, dass
- durch eine gerichtlich strafbare Handlung

- misshandelt
- gequält
- vernachlässigt
- sexuell missbraucht

Erfordert es das Kindeswohl, die 
Anzeige zu unterlassen?

Besteht unmittelbare Gefahr für 
den/die PatientIn oder eine andere 

Person?

Nein ODER
Es handelt sich nicht um ein Dienstverhältnis

Wurde eine Gefährdungsmeldung 
beim Kinder- und Jugendhilfeträger 

erstattet?

Widerspricht die Anzeige dem 
ausdrücklichen Willen des/der 
volljährigen, handlungs- und 

entscheidungsfähigen PatientIn? 
ODER 

Würde die Anzeige im konkreten 
Fall die berufliche Tätigkeit 

beeinträchtigen, deren Wirksam-
keit eines Vertrauensverhältnisses 

bedarf?

Anzeigepflicht an 
Kriminalpolizei oder 
Staatsanwaltschaft

Keine Anzeigepflicht Keine Anzeigepflicht

oder
oder
oder oder

oder
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Schematische Darstellung der Anzeigep�icht nach § 37 Psychologengesetz 2013

* Angehörige: Verwandte in gerader 
Linie (Eltern, Großeltern, Kinder), 
Schwieger(groß)eltern, Geschwister 
der Eltern und Großeltern, Ehepartner-
Innen und LebensgefährtInnen, Wahl- 
und P�egeeltern, Obsorgeberechtigte, 
LebensgefährtInnen der Eltern, 
Geschwister und deren EhepartnerIn-
nen/LebensgefährtInnen, Cousins und 
Cousinen.



Volljährige Personen sind gefährdet

Ja

Ja

Nein

Nein Ja

Für Klinische PsychologInnen und/oder 
GesundheitspsychologInnen ergibt sich

Wurde eine Meldung an den Dienstgeber erstattet und ist durch 
diesen eine Anzeige erfolgt?

nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wehrlose 
Volljährige (wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer 
geistigen Behinderung)

werden oder wurden.

Wehrlose Volljährige Alle Volljährigen

Für Klinische PsychologInnen und/oder 
GesundheitspsychologInnen ergibt sich

eine dieser Folgen herbeigeführt wurde:

- in Ausübung ihres Berufes
- der begründete Verdacht, dass
- durch eine gerichtlich strafbare Handlung

- Tod
- schwere Körperverletzung
- Vergewaltigung

- in Ausübung ihres Berufes
- der begründete Verdacht, dass
- durch eine gerichtlich strafbare Handlung

- misshandelt oder
- gequält oder
- vernachlässigt oder
- sexuell missbraucht

oder
oder
oder

oder
oder

Besteht unmittelbare Gefahr für 
den/die PatientIn oder eine andere 

Person?

Nein ODER
Es handelt sich nicht um ein Dienstverhältnis

Widerspricht die Anzeige dem 
ausdrücklichen Willen des/der 
volljährigen, handlungs- und 

entscheidungsfähigen PatientIn? 
ODER 

Würde die Anzeige im konkreten 
Fall die berufliche Tätigkeit 

beeinträchtigen, deren Wirksam-
keit eines Vertrauensverhältnisses 

bedarf?
Anzeigepflicht an 

Kriminalpolizei oder 
Staatsanwaltschaft Keine Anzeigepflicht
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